année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage

23.04.2024

Thema
Schlagworte
Akteure

Prozesstypen
Datum

Keine Einschrankung
Direkte Steuern

Christlichdemokratische Volkspartei (CVP; -2020), Freisinnig
Demokratische Partei.Die Liberalen (FDP), Griine Partei der Schweiz
(GPS), Griinliberale Partei der Schweiz (GLP), Schweizer Demokraten
(SD)

Bundesratsgeschaft
01.01.1965 - 01.01.2021

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von

Benteli, Marianne
Bernath, Magdalena
Heidelberger, Anja
Rohrer, Linda

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Bernath, Magdalena; Heidelberger, Anja; Rohrer, Linda 2024.
Ausgewdhlte Beitrdge zur Schweizer Politik: Direkte Steuern, Bundesratsgeschdft,
Schweizer Demokraten (SD), Griinliberale Partei der Schweiz (GLP), Griine Partei der

Schweiz (GPS), Freisinnig Demokratische Partei.Die Liberalen (FDP),

Christlichdemokratische Volkspartei (CVP; -2020), 2001 - 2020. Bern: Année Politique
Suisse, Institut flr Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss,

abgerufen am 23.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Offentliche Finanzen
Direkte Steuern
Finanz- und Ausgabenordnung

O Ao A A

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.21



Abkiirzungsverzeichnis

EFD Eidgendssisches Finanzdepartement

BFS Bundesamt flr Statistik

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

SSK Schweizerische Steuerkonferenz

MWST Mehrwertsteuer

StHG Bundesgesetz Uber die Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

USR 111 Unternehmenssteuerreform il

SSV Schweizerischer Stadteverband

KEP Kapitaleinlageprinzip
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RFFA Loi fédérale relative a la réforme fiscale et au financement de I'AVS
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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im Sommer Uberwies der Standerat eine Motion der CVP-Fraktion (Mo. 99.3548) aus
dem Nationalrat, welche ein Gesamtkonzept flr die Erneuerung der Bundesfinanzen
forderte, als Postulat. Da die Kompetenz des Bundes, eine Mehrwertsteuer (MWSt) und
eine direkte Bundessteuer zu erheben (die beiden Steuern machen 60% der
Bundeseinnahmen aus) bis Ende 2006 befristet ist, gab der Bundesrat bereits im
September einen Entwurf fiir eine neue Finanzordnung in die Vernehmlassung. Ziel ist
es, die wichtigsten Einnahmenquellen des Bundes ohne Steuererhéhungen
sicherzustellen, die Verfassung aufgrund verschiedener Entscheide der
eidgendssischen Rate nachzufihren und das Steuersystem zu verbessern. Unter
anderem soll der 1996 eingefihrte MWSt-Sondersatz fir den Tourismus von 3,6% auf
den Normalsatz von 7,6 % angehoben und die Verbilligung der Krankenkassenpramien
aus Mitteln der MWSt dauerhaft in der Verfassung verankert werden. Nach der
Abstimmungsniederlage bei den Energievorlagen im September 2000 verzichtete der
Bundesrat jedoch auf eine Steuerreform mit 6kologischen Anreizen. '

Gegen das Bundesgesetz tber die Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen
flr unternehmerische Tatigkeiten und Investitionen ergriff eine Linksallianz wie bereits
im Jahr 2006 angekiindigt das Referendum und reichte dieses mit mehr als 57'000
gultigen Unterschriften ein. Die blrgerlichen Parteien starteten eine Gegenkampagne.
Der Linksallianz gehoren unter anderen die SP, der Gewerkschaftsbund (SGB) und die
Grinen an. Das Volk wird anfangs 2008 Uber die Vorlage abstimmen kénnen. ?

Das Volk entschied am 24. Februar Uber die Unternehmenssteuerreform IlI, gegen
welche im Vorjahr eine Allianz aus SP, GP und SGB das Referendum eingereicht hatte.

In der Kampagne fur die Volksabstimmung bekampften die SP, die Grunen, die EVP, die
CSP und die SD zusammen mit den Gewerkschaften die Reform. Fur die Linke stellte
diese Lockerung der Doppelbesteuerung der Unternehmensgewinne ein unndtiges, ja
sogar verfassungswidriges Steuergeschenk an die Reichen dar. Sie beflirchteten, dass
die daraus resultierenden Mindereinnahmen den Staat zu Sparmassnahmen im
Sozialbereich zwingen wuirden. lhre Werbung schlug recht aggressive Téne an. So
versuchten sie, die Vorlage mit den von breiten Kreisen als skandalés empfundenen
hohen Léhne und Pramien fir Bankmanager in Verbindung zu bringen.

SVP, FDP, CVP und Liberale unterstitzten gemeinsam mit dem Bundesrat und den
Unternehmerverbanden Economiesuisse und Gewerbeverband die
Unternehmenssteuerreform. Sie betonten vor allem die daraus entstehenden Vorteile
fur die KMU. Das gegnerische Argument der Steuerausfélle relativierten sie mit der
Behauptung, dass die eingesparten Steuern wieder investiert wirden, was positive
Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum und damit auch auf die zuklnftigen
Steuereinnahmen hétte.

Abstimmung vom 24. Februar 2008

Beteiligung: 38,6%
Ja: 938 744 (50,5%)
Nein: 918 990 (49,5%)

Parolen:

-Ja: FDP, CVP, SVP, GLP, LP, EDU, Lega; Economiesuisse, SGV, SBV.
- Nein: SP, GP, EVP (1)*, CSP (1)*, PdA, SD; SGB, Travail.Suisse.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Bundesgesetz Uber die Reform der Unternehmenssteuern wurde bei einer relativ
schlechten Stimmbeteiligung von 38,6% mit einem Ja-Stimmenanteil von 50,5%
ausserst knapp angenommen. Der Vorsprung der Beflrwortenden betrug weniger als
20'000 Stimmen. Am stérksten stimmten die Niedersteuerkantone Nidwalden (64,3%),
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Appenzell Innerrhoden und Zug zu. Am niedrigsten war die Akzeptanz in den linken
Industriekantonen Neuenburg (40,4%) und Basel-Stadt. Grundsatzlich nahm die
Zustimmung von Ost nach West ab. Eine wichtige Ausnahme bildete Genf, das als
einziger franzosischsprachiger Kanton zustimmte. Ein Grund fur die Differenz zwischen
den Sprachregionen mag darin gelegen haben, dass ausser Bern (wo sie am 24. Februar
mit einer kantonalen Volksabstimmung eingeflihrt wurde) und Basel-Stadt (wo sie in
Vorbereitung ist) bereits alle Kantone der Deutschschweiz eine dhnliche Regelung im
kantonalen Steuerrecht kennen. Die Vox-Analyse zum Stimmverhalten zeigte, dass die
Anhangerschaft der SP und der Grinen nahezu geschlossen der ablehnenden
Parteiparole gefolgt war. Auch die Mitglieder oder Sympathisanten der Gewerkschaften
sprachen sich Uberdurchschnittlich oft gegen die Unternehmenssteuerreform aus (72%
Nein). Zwischen der Anhéngerschaft der drei grossen blrgerlichen Parteien SVP, FDP
und CVP gab es kaum Unterschiede; sie stimmte zu mehr als 70% fiir die Reform. ®

Kurz nach deren Annahme durch das Parlament lancierten SP, Grine, SGB, Unia sowie
weitere  Gewerkschaften und Jungparteien das Referendum gegen die
Unternehmenssteuerreform lll. Die Referendumsdrohung wurde bereits wahrend der
Behandlung im Parlament ausgestossen, falls die Steuerreform ohne Gegenfinanzierung
beschlossen wirde. Am 6. Oktober 2016 reichte das Referendumskomitee 56'000
beglaubigte Unterschriften gegen die USR Il bei der Bundeskanzlei ein.

Im Abstimmungskampf kritisierten die Gegner des neuen Steuergesetzes insbesondere
die ungleiche Verteilung von Kosten und Nutzen. So wdirden von der Vorlage nur
Unternehmensbesitzer profitieren, wahrend die Allgemeinheit die Steuerausfélle durch
Leistungsabbau, hohere Gebuhren und mehr Steuern zu bezahlen hatte. Die neuen
"Steuertricks" seien zudem undurchsichtig, so dass nur die in deren Erarbeitung
involvierten Beratungsfirmen ihre Auswirkungen abschatzen kénnten. Die SP hatte im
Parlament eine Gegenfinanzierung durch eine hohere Besteuerung der Dividenden
gefordert, die vom Parlament jedoch abgelehnt worden war. Entsprechend beflirchtete
man nun auf Seiten des Referendumskomitees, dass die Steuerreform ohne
Gegenfinanzierung zu hohen Kosten fur Bund, Kantone und Gemeinden flhren wurde.
Uber die Hohe dieser zusatzlichen Kosten waren sich Beflirworter und Gegner jedoch
nicht einig: Der Bundesrat ging in seinem Bericht auf Bundesebene von Kosten von rund
CHF 1,3 Mia. aus, zu denen aber weitere Kosten auf kantonaler und kommunaler Ebene
hinzukommen wurden. So hatten bereits vor der Durchfihrung der Volksabstimmung
mehrere Kantone Senkungen ihrer kantonalen Gewinnsteuern veranlasst, was es ihnen
erlauben sollte, international wettbewerbsfahig zu bleiben.

Auf der anderen Seite wiesen die Beflrworter der USR Ill darauf hin, dass Nichtstun
Steuersubstrat in der Hohe von CHF 5,4 Mia. pro Jahr gefdhrde und entsprechend
deutlich teurer sei. Durch die Steuerreform koénnten hingegen zehntausende
Arbeitsplatze und Steuereinnahmen in Milliardenhéhe gesichert werden. Zudem warfen
die Befurworter den Gegnern vor, bewusst auf die Vorlage eines alternativen Plans zu
verzichten, weil ihre Alternativen kaum Anklang finden wirden.

Die Unterschriftensammlung war von einer regen medialen Berichterstattung zur
Steuerreform begleitet, die auch nach Zustandekommen des Referendums nicht abriss.
Entsprechend verzeichnete das Forschungsinstitut Offentlichkeit und Gesellschaft (fég)
eine sehr frihe und sehr starke Berichterstattung zur USR IIl, die Ende Januar durch
das Interview von Eveline Widmer-Schlumpf in der Zeitung "Blick" noch weiter anstieg.
In diesem hatte sich die ehemalige Finanzministerin gegen die Steuerreform in ihrer
jetzigen Form ausgesprochen, da das Parlament bei dieser .nun einfach sehr weit
gegangen [seil mit zusatzlichen Entlastungen fir gewisse Firmen™ und da es ,ein paar
Punkte [gebel, welche die Reform aus der Balance gebracht™ hatten. Immer haufiger
meldeten sich anschliessend burgerliche Politiker zu Wort, die ahnliche Bedenken
gegenuber der USR IIl dusserten.

Nicht nur die Berichterstattung, auch die Inseratekampagne zur
Unternehmenssteuerreform Il startete frih und stark. So schaltete gemass einer
Analyse von Année Politique Suisse in den letzten 5 Jahren kaum ein Komitee so frih so
viele Inserate wie die BefUrworter der Steuerreform. Anders als bei der
Berichterstattung, bei der das Verhaltnis der Aufmerksamkeit fur Beflrworter und
Gegner gemass fog relativ ausgeglichen war, Ubertrumpften die Beflirworter (88%) die
Gegner (12%) bei den Inseraten deutlich. Auch die Parolenfassung deutete auf zwei
ungleich grosse Lager hin: So sprachen sich mit SVP, FDP, CVP, BDP und GLP die
meisten grosseren Parteien fur die Steuerreform aus. Unterstitzt wurden sie dabei
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unter anderem von Economiesuisse, dem Gewerbeverband sowie der
Finanzdirektorenkonferenz. Die Nein-Parole beschlossen unter anderem die SP,
Grunen, EVP, PdA, der Gewerkschaftsbund und Travail Suisse; Stimmfreigabe gewéhrte
der Stadteverband. *

Im Juni 2017 er6ffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zu einer Revision des
Verrechnungssteuergesetzes (VStG). Neu soll die Eidgendssische Steuerverwaltung bei
der Ruckerstattung der Verrechnungssteuer kulanter sein kénnen. Konkret sollen
natlrliche, in der Schweiz ansédssige Personen die Ruckerstattung ihrer
Verrechnungssteuer auch dann fordern kénnen, wenn sie vor der Rechtskraftigkeit der
ordentlichen Veranlagung nichtdeklarierte Betrage nachdeklarieren oder die
Steuerbehérden ein Versdumnis entdecken. Damit wurde die Verschéarfung der Praxis
aufgrund zweier Bundesgerichtsurteile rickgéngig gemacht. Die Bundesratsvorlage
nahm das Anliegen einer Motion Schneeberger (fdp, BL) auf, die der Bundesrat aufgrund
einer zu wenig expliziten Formulierung der zeitlichen Begrenzung der
Ruckforderungsmoglichkeiten zur Ablehnung empfohlen hatte.

In der Vernehmlassung stiess die Vorlage mehrheitlich auf Zustimmung, gegen einzelne
Bestimmungen gab es jedoch durchaus Einwénde von allen Seiten. Insbesondere eine
Erganzung im erlauternden Bericht, wonach die Rickerstattung nur bei Vorliegen eines
Strafurteils verwirkt werden kénne, stiess vor allem bei den Kantonen auf Kritik. Sie
betonten, dass ein Abwarten von Strafurteilen zu jahrzehntelangen Verzogerungen
fihren kénne und daher nicht praktikabel sei. Zudem beflrchteten sie, dass die
kantonalen Behdérden dadurch im Zweifelsfall auf ein Strafverfahren verzichten und
eine Ruckerstattung gewahren wurden. Dadurch mussten sie aber womoglich die
entsprechenden Kosten selber Ubernehmen, falls die ESTV anschliessend der Ansicht
sei, dass ein Strafverfahren hatte durchgefihrt werden mussen. Stattdessen sollen die
kantonalen Verrechnungssteueramter die Berechtigung erhalten, zu prifen, ob eine
Nicht- oder Falschdeklaration fahrlassig oder vorséatzlich erfolgte. Umstritten war auch
die eigentliche Raison d’étre des betreffenden Artikels, namlich die Ablauffrist fur
entsprechende Antrage: Sollen Nachdeklarationen bis zum Ablauf der Frist fir
Einsprachen gegen die Veranlagung moglich sein, wie es der bundesratliche Vorschlag
vorsah, oder zum Beispiel bis zum Ende der dreijdhrigen Antragsfrist far
Ruckerstattungen, wie es die CVP vorschluge Uneinig waren sich die
Vernehmlassungsteilnehmenden auch bezlglich der Frage, ob die entsprechende
Regelung rickwirkend und somit auch flur die zahlreichen aus diesem Grund
zuruckgestellten Falle gelten soll. Einige Kantone sowie die Finanzdirektorenkonferenz
lehnten die Rickwirkungsklausel ab, da sie zu rechtsungleichen Ergebnissen flhren
wirde.

Die SP und einzelne Kantone wiesen zudem darauf hin, dass sich die Deklarationsmoral
seit der Verscharfung der Praxis verbessert hatte, sich mit der aktuellen Anderung aber
vermutlich wieder verschlechtern werde. Die SP gab an, sie unterstiitze die Anderung
unter Vorbehalt und bei einer strikten Auslegung der Fahrlassigkeit. Kritischer zeigte
sich der Stadteverband, der die Verwirkungsvorschrift nicht aufweichen wollte. Die
Verwirkung solle als Regelfall beibehalten werden und der entsprechende Artikel
bestehen bleiben. Stattdessen sollen die Ausnahmen in einem zweiten Absatz erlautert
werden. Auch der SGB bestand darauf, dass keine Anreize zur Falsch- oder
Nichtdeklaration geschaffen werden, damit die Verrechnungssteuer auch zuklnftig
ihren Zweck als Sicherungssteuer erfille. °

Bei der anfangs Dezember 2017 zu Ende gegangenen Vernehmlassung zur
Steuervorlage 17 (SV17) gingen 127 Stellungnahmen ein. Unbestritten waren die
Dringlichkeit sowie die Ziele der Reform, ansonsten beurteilten die Teilnehmenden die
Vorlage jedoch sehr unterschiedlich: Die KdK und die Finanzdirektorenkonferenz (FDK),
alle Kantone sowie die Stadte- und Gemeindeverbénde hiessen den bundesratlichen
Vorschlag mehrheitlich gut, forderten jedoch einen Kantonsanteil an der direkten
Bundessteuer von 21.2 Prozent anstelle der im Entwurf vorgeschlagenen 20.5 Prozent.
Zahlreiche Kantone sprachen sich zudem daflr aus, die vom Bundesrat im Vergleich zur
USR Il fallen gelassene zinsbereinigte Gewinnsteuer auf Uberdurchschnittliches
Eigenkapital wieder aufzunehmen, wie es vor allem der Kanton Zirich im Vorfeld
gefordert hatte. Diese Forderung wurde auch von verschiedenen Organisationen,
Verbanden und Kantonalparteien - insbesondere aus dem Kanton Zurich - unterstutzt.

Auch die SVP befurwortete die zinsbereinigte Gewinnsteuer und forderte zusatzliche
steuerliche Massnahmen wie einen erhdhten Steuerabzug fir Start-ups. Zudem sprach
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sie sich fur eine Senkung der Gewinnsteuer des Bundes von 8.5 auf 7.5 Prozent aus.
Dies sollte den Spielraum der Kantone weiter vergréssern und stellte eine Reaktion auf
die Senkung der Konzerngewinnsteuern in den USA dar. Diese Absicht unterstitzte auch
die FDP.Die Liberalen. Sie forderte zudem, die vorgeschlagenen steuerlichen
Massnahmen fur fakultativ zu erkléaren, um die konkrete Ausgestaltung den Kantonen zu
Uberlassen - eine Position, die unter anderem auch die Economiesuisse teilte. Einig war
man sich im burgerlichen Lager mehrheitlich in der Kritik zur Erhdhung des
Mindestansatzes der kantonalen Dividendenbesteuerung als
Gegenfinanzierungsmassnahme. Zahlreiche burgerliche Parteien und Organisationen,
darunter die SVP, die FDP.Die Liberalen, die BDP, der Gewerbeverband und die
Vereinigung der Familienunternehmen Swiss Family Business sprachen sich gegen diese
aus, da damit in den Ermessensspielraum der Kantone eingegriffen werde und eine
solche Regelung insbesondere den KMU schade. Die GLP schlug alternativ vor, die
Gewinnsteuer an die Dividendenbesteuerung zu koppeln: Eine hohere
Dividendenbesteuerung wirde folglich tiefere Gewinnsteuern erlauben.

Auch Akteure aus dem linken politischen Spektrum &usserten Kritik an der vorgelegten
SV17. Die SP lehnte die Férdermassnahmen wie die Patentbox und die Abzlge fur
Forschung und Entwicklung ab und beantragte, diese - falls sie doch eingefihrt wirden
- zeitlich zu befristen. Sie beflUrwortete die vorgeschlagenen
Gegenfinanzierungsmassnahmen, diese gingen ihr jedoch zu wenig weit: Die
Dividendenbesteuerung sei auf mindestens 80 Prozent auf Kantons- und auf 100
Prozent auf Bundesebene zu erhdhen. Zudem sollten die Mindestvorgaben fir die
Familienzulagen auf mindestens CHF 50 erhdéht werden, erklarte sie. Fir den SGB
stellte die Erhdéhung der Dividendenbesteuerung auf 70 Prozent das Minimum dar, er
schlug sogar eine Erhohung auf 100 Prozent sowie eine Erhdhung der Kinderzulagen auf
CHF 100 und eine Einschréankung des Kapitaleinlageprinzips (KEP) vor. TravailSuisse und
Centre Patronal forderten die Einfuhrung eines Vaterschaftsurlaubs entsprechend der
gleichnamigen Initiative. FlUr die Grinen ging die Steuervorlage 17 in die falsche
Richtung, da sie den Steuerwettbewerb weiter anheize und intransparente
Steuerausfalle zur Folge habe. Sie forderten einen Mindeststeuersatz fur Unternehmen
sowie Korrekturen an der USTR Il, insbesondere eine Einschrankung des KEP.

Eine Aufteilung der Vorlage - wie sie bereits kurz nach Ablehnung der USR Il als «Plan
C» diskutiert worden war - brachte schliesslich die CVP ins Spiel: In einem ersten
Schritt sollen nur die breit akzeptierten und dringlichsten Elemente - die Abschaffung
der Sonderregeln fur Statusgesellschaften, die Erhéhung des Kantonsanteils auf 21.2
Prozent sowie die Anpassung des Finanzausgleichs - vorgenommen werden. Die neuen
Steuerprivilegien sowie die Erhohung der Dividendenbesteuerung und der
Kinderzulagen wdirden erst in einem zweiten Schritt diskutiert. Diesen Vorschlag
unterstitzte der Verband Swissholdings, da «die internationale Schweizer Wirtschaft
auf die rasche Abschaffung der heutigen Regimes [...]» angewiesen sei.

Die Medien zogen im Anschluss an die Vernehmlassung insbesondere Parallelen zur
Steuerreform im Kanton Waadt: Dieser hatte als Ausgleich zu den Steuersenkungen fir
die Unternehmen zusatzliche Sozialausgaben fur Kindergeld, Kinderbetreuungsbeitrage
und Subventionen fur die Krankenkassenpramien gesprochen, woraufhin die
Kantonsbevolkerung sowohl die USR Il als auch die kantonale Umsetzungsgesetzgebung
gutgeheissen hatte. Diesem Vorbild habe nun auch Finanzminister Maurer folgen
wollen, seine sozialen Kompensationsmassnahmen seien jedoch auf wenig Anklang
gestossen - sie seien gemaéass Tages-Anzeiger als «Feigenblatt» wahrgenommen
worden. ®

Im Juni 2018 erklarte das EFD in einer Medienmitteilung, dass die bisherigen Angaben
zur Hohe der von der Heiratsstrafe betroffenen Zweiverdienerehepaaren falsch
gewesen seien: Bisher sei man von 80'000 betroffenen Zweiverdienerehepaaren
ausgegangen, habe dabei aber die entsprechenden Ehepaare mit Kindern vergessen
mitzuzéhlen. Durch Einschluss dieser Gruppe erhoht sich die Zahl auf 454'000
Ehepaare; kombiniert mit den zuvor korrekt berechneten 250'000 betroffenen
Rentnerehepaaren zahlen folglich insgesamt 704'000 Ehepaare mehr Steuern als
Konkubinatspaare. Die ursprunglich kommunizierte Zahl von 80'000 hatte unter
anderem auch als Informationsgrundlage zur Volksinitiative «Fur Ehe und Familie -
gegen die Heiratsstrafe» gedient, die 2016 mit 49.2 Prozent Ja-Stimmen nur knapp
gescheitert war. Entsprechend reichte die CVP als Initiantin des Anliegens nur wenige
Tage nach Bekanntwerden der korrekten Zahlen in acht Kantonen
Abstimmungsbeschwerden ein und zog diese nach Nichteintretensentscheiden in den
Kantonen ans Bundesgericht weiter. In der Folge entschied sich die WAK-SR mit 11 zu O
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) die Beratung des Bundesgesetzes liber die direkte
Bundessteuer beziiglich einer ausgewogenen Paar- und Familienbesteuerung zu
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sistieren, bis der Bundesrat Rechenschaft Uber die Fehler abgelegt und korrekte Zahlen
vorgelegt habe. Bis dahin sollte auch das Urteil des Bundesgerichts zu den
Abstimmungsbeschwerden vorliegen, erklarte die Kommission.’

Noch in der Herbstsession 2018 bereinigten die Rate den AHV-Steuer-Deal. Die WAK-
SR beantragte der kleinen Kammer, alle Anderungen des Nationalrats anzunehmen.
Bezlglich des Kapitaleinlageprinzips (KEP) hatte die WAK-NR Uber den Sommer
zahlreiche Abkléarungen getroffen, um die der Standerat gebeten hatte, und nun
entsprechende formelle Verbesserungen vorgenommen. Auch die beiden inhaltlichen
Anderungen zum KEP hiess die stdnderatliche Kommission gut und der Standerat
akzeptierte sie stillschweigend. Umstrittener war hingegen die Anderung des
Nationalrats bezlglich der Gemeinden. Auch hier sehe die WAK-SR keine
Schwierigkeiten, zumal den einzelnen Gemeinden daraus kein Rechtsanspruch
entstehe, erklarte Pirmin Bischof (cvp, SO). Geméass Bundesrat Maurer habe die
entsprechende Formulierung bei den Kantonsvertreterinnen und -vertretern zudem
«nicht viel mehr als ein Achselzucken» ausgel6st. Der Finanzminister erwartete daher
diesbezuglich keinen Widerstand von den Kantonen. Einige Stdnderéate erachteten die
Formulierung jedoch als problematisch. Sie kritisierten insbesondere den Eingriff in die
Organisationsfreiheit der Kantone heftig. Einen Antrag Eberle (svp, TG) auf Streichung
beider Versionen - die Auswirkungen des Gesetzes auf die Gemeinden sollten also
weder berucksichtigt, noch abgegolten werden - lehnte der Standerat jedoch mit 30 zu
12 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ab und nahm die Vorlage stillschweigend an.

Bevor das Bundesgesetz iiber die Steuerreform und die AHV-Finanzierung (STAF)
jedoch reif war fiir die Schlussabstimmungen, mussten noch einige Anderungswiinsche
der Redaktionskommission behandelt werden. Die beiden Réate akzeptierten diese
stillschweigend und brachten die Vorlage anschliessend mit 112 zu 67 Stimmen (bei 11
Enthaltungen) respektive 39 zu 4 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) unter Dach und Fach.

Bereits zu diesem Zeitpunkt waren sich die Kommentatoren in den Medien einig, dass
das Volk 2019 sehr wahrscheinlich tber das STAF abstimmen wird. Die Jungparteien der
Grinen und der Grunliberalen hatten zu diesem Zeitpunkt bereits angekindigt, das
Referendum ergreifen zu wollen. Widerstand gegen die Vorlage hatten unter anderem
auch Westschweizer Gewerkschaften, Grine und Jungsozialisten angeklndigt. Unklar
waren noch die Haltungen der SP und der Gewerkschaften, die in ausserordentlichen
Delegiertenversammlungen gefasst werden sollten. Hingegen betonten Vertreter der
SVP mehrfach, dass die Partei das Referendum nicht ergreifen, jedoch vermutlich die
Nein-Parole zum Gesetz ausgeben werde. 8

Im Mai 2020 prasentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Bundesgesetz iiber
elektronische Verfahren im Steuerbereich, mit dem er die rechtliche Grundlage fir die
Weiterentwicklung der Digitalisierung von Verfahren schaffen wollte. Damit sollen das
Ziel der ESTV, zukunftig alle Daten elektronisch zu erhalten und zu verschicken, sowie
die Motion Schmid (fdp, GR; Mo. 17.3371) erflllt werden. Die Vorlage sah daher vor, die
vollstandig elektronische Einreichung der Steuererklarung zu ermdglichen, die
Authentizitdt und Integritdt der Ubermittelten Daten sicherzustellen sowie eine
elektronische Bestatigung der Daten anstelle einer Unterzeichnung zu realisieren.
Geplant war diese Anderung fir Einkommens-, Vermégens-, Gewinn- und
Kapitalsteuern, fir den Antrag auf Ruckerstattung der Verrechnungssteuer von
natlirlichen  Personen mit Wohnsitz in der Schweiz sowie fur die
Wehrpflichtersatzabgabe - auch weiterhin sollte jedoch eine analoge Eingabe der
Steuererklarung moglich bleiben. Bei Steuern, die in der Zustandigkeit des Bundes
liegen, sowie beim internationalen Informationsaustausch sollten die Betroffenen
hingegen zu einem elektronischen Verfahren verpflichtet werden kénnen. Bereits heute
sei eine elektronische Einreichung der Steuererklérung in den meisten Kantonen
moglich, dem stehe nur die Unterzeichnungspflicht entgegen, erklarte der Bundesrat.
Zukunftig solle dieses Verfahren medienbruchfrei méglich sein.

Dariiber hinaus enthielt die Vorlage zwei weitere Anderungen, die zwar geméss
Bundesrat nicht direkt mit dem eigentlichen Anliegen der Vorlage zu tun hatten, aber
der Verhaltnismassigkeit wegen nicht in einer eigenen Vorlage behandelt wirden. So
sollten die Versicherungen der ESTV neu die Ausrichtung von Kapitalleistungen und
Renten der zweiten Sdule melden. Zudem sollten die Durchftihrungsbestimmungen in
Art. 72 STHG, welche die Frist zur Anpassung des kantonalen Rechts an das STHG
beinhalteten, vereinheitlicht und vereinfacht werden. Dabei sollte auch die
Bestimmung zur Verwendung einheitlicher Formulare fir die Steuererkléarungen
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aufgehoben werden, da sie aufgrund von Eigenheiten der Kantone nie vollstéandig
umgesetzt werden konnte.

Von Juni bis Oktober 2019 hatte die Vernehmlassung zum neuen Bundesgesetz Uber
elektronische Verfahren im Steuerbereich stattgefunden. 25 Kantone (ausser NE), 7
Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, SVP, SP, Piratenpartei) und 17 Verbénde und
Organisationen, darunter der SSV, Economiesuisse, SGV, SGB, FDK oder
TreuhandSuisse, hatten sich daran beteiligt. Sie alle stimmten der Vorlage grundsatzlich
zu, stellten aber teilweise noch weitergehende Forderungen. Die Kantone, die FDK und
die SSK forderten, die Bestimmung Uber einheitliche Formulare, wie vom Bundesrat
vorgeschlagen, aufzuheben, wahrend Economiesuisse, BDO, EXPERTsuisse und swissICT
diese Pflicht beibehalten wollten. Drei Parteien (CVP, FDP, SVP) und sechs
Organisationen (economiesuisse, EITSwiss, SGV, SSV, Stadtische Steuerkonferenz,
TreuhandSwiss) wollten dem Bundesrat nicht die Maoglichkeit geben, den
Steuerzahlenden bei Steuern in seiner Zustandigkeit elektronische Verfahren
vorzuschreiben. In der Folge nahm der Bundesrat eine Anderung vor: So
vereinheitlichte er die Ubernahmefrist fir Anderungen im STHG. Hingegen beliess er es
bei der geplanten Streichung der Bestimmung Uber die einheitlichen Formulare. °

Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, Uber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Marz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgeflihrte
Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der burgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erhéhung des
Kinderabzugs von CHF 6'600 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabziigen? Zur Beantwortung dieser Frage
stltzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die Beflrworterinnen und Beflrworter stellten den Nutzen der Vorlage fir den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stitze man sich auf die Definition des BFS fur
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermaéssigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegentuber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nltze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kémen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wéhrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wirden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausféllen betroffen waren, bertcksichtigt wirden, betonte tberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Bericksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfélle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsblchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgeflihrt werde. Dies sei
«total irrefihrend» (Badran gemass Blick), da niemand die Hohe seines personlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begriindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsachliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Befurworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhdhung der
Kinderabzige im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegentber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fir Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg Uber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstitzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage moglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhéhung
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des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Haberli-
Koller (cvp, TG) beflirwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhangig der Betreuungsform entlastet wirden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, erganzte Kutter.
Familiare Strukturen seien fir die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegentiber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzige Uberhaupt
gerechtfertigt seien. So kdnne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabzlige der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gébe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstltzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzige, neutral wirkende
Abzlge vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.

Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhdhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als flur die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verlangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zukinftig weniger Geld fur andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabzligen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen flhren wirde, beflrchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wiuirde, weil kein Geld mehr vorhanden ware. Verstarkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewéltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit GUber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen».

Schliesslich waren sich Beflrwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
urspringliche Ziel der Vorlage, die Forderung der Beschéaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Erganzung der Kinderabzlge geférdert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhéhung der
Kinderabzlge die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit verstarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzlge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusétzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstétigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
starkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit kénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems flr Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage moglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «flr alle méglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflr da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmoglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



sich niemand jemals gerecht besteuert fuhle.

Bezlglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflrworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstiutzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere fur die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekdmpft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Stéanderat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalrdtin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kdmpfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fur arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften fur das Referendum gesammelt hatten, fir ein Nein. Unterstitzt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabzige aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
befurworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, storten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich flr
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer starkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhéltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbande nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fur die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekampft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom Fdég und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfénglich auf méssiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit finf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grinen die Vorlage mehrheitlich befurworteten, zurtckgefihrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daflr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu &hnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Griinen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin geméass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer iiber die
steuerliche Berlcksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betrachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevdlkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
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Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (62.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevoélkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzésischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
ldndlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die persénliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wurde in der Romandie stérker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Stéanderatin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptsachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann fir den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
franzésischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezélle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit
tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenpramien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhdéhung des
Kinderabzugs auch die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grine-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kiindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstitzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zuséatzlich brauche es auch Lésungen, die sich fur
die Mehrheit der Bevdlkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 164415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Finanz- und Ausgabenordnung

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermdglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu kénnen. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern - sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus - war die Verlangerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen Uber die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht - und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Anderung
grosstenteils beflrwortet, die Verbande waren ungefahr zur Halfte dafur, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalrate jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grine Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begriindung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden kénne und daher die regelmassig wiederkehrenden
Abstimmungen dartber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnoétige Kosten
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mit sich bringen wirden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral fur die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine haufigere Uberprifung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben wirde. Flr den bundesratlichen Vorschlag argumentierte Leo
Miller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kirzester Zeit wieder an die Urne rufe - wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall wére. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestéatigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfallig gewordenen Ubergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Standerat, abschliessend werden Volk und Stdnde
Uber die Verlangerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden.
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